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Amtlicher Teil .
Sie Verpüegungssätze in den Landes¬

bädern Vaden - Vaden und Dürrbelm .
** Die für den Unterhalt der Kranken im Landesbad Baden -

Baden Wtb im Landessolbad Dürrheim aufzuwendenden Kosten
machen eine weitere Erhöhung der Verpflegungssätze notwen¬
dig . Diese betragen vom 1 . August 1922 an für Selbstzahler
115 M . täglich bei Benützung gemeinsamer Säle und ISO M.
täglich bei Benützung von Einzelzimmern . Diese Vergütungen
werden für Kranke, welche von näher bestimmten Behörden und
Organisationen angewiesen werden und bei nachgewiesener
Minderbemitteltheit auch für Selbstzahler , wenn sie die badische
Staatsangehörigkeit lbesitzen oder im Lande Baden ihren
Wohnsitz habe», auf 100 M . täglich bei Benützung gemeinschaft¬
licher Säle und 125 M . täglich bei Benützuung von Einzel -
ziinmern ermäßigt . Für Ehepaare oder andere Insassen ,
welche die Zuweisung eines gemeinschaftlichen Zimmers für sich
in Anspruch nehmen, kommt ein Verpflegungssatz von je 135 M.
hezw. 115 M . in Anrechnung. Hierfür wird ge.oährt : Wohnung ,
Heizung, Verpflegung, ärztliche Behandlung , Wartung , Bäder
sind sonstige Kurmittel .

Trotz der Erhöhung der Verpflegungssätze sind diese noch so
mäßig , daß ein Kuraufenthalt ähnlicher Art sonst nur mit
erheblich höheren Kosten möglich ist.

Die Mrobnungsabgabe .
Von Arbeitsminister Dr . W . Engler .

Die Wohnabgabc gelangte in Deutschland nach Überwindung
heftiger Widerstände am 1 . Oktober 1921 zur Einführung .
Die Vermieter leisteten Widerstand, weil sie glaubten auf die¬
sem Wege zur Beseitigung der Zwangswirtschaft zu kommen.
In Mieterkreisen wurde lange der Gedanken verfochten, die
Mittel für den Wohnungsbau aus allgemeinen Steuermitteln
zu beschaffen , was sich aber bei unserer ganzen Finanzlage
und aus außerpolitischen Gründen als unmöglich erwies . Die
Erkenntnis , daß die Mittel für den Wohnungsbau nur aus den
Wohnungen selber kommen können hat sich immer mehr durch¬
gesetzt und ist heute wohl allgemein . Gestritten wird heute
noch über die Höhe der Abgaben und über die Frage der di¬
rekten Beschaffung oder Anlehen.

Das jetzt bestehende Abgabegesetz sieht vor, daß die Mittel
für den Wohnungsbau durch Aufnahme von Anlehen beschafft
werden und diese Anlehen mit den Einkünften der Abgabe in¬
nerhalb 20 Jahren verzinst und getilgt werden . Wollte , man
bei diesem System bleiben, so müßten Staat , Gemeinden unid
Wöhnungsverbänoe jedes Jahr eine Anleihe aufnehmen und
jedes Jahr müßte die Wohnungsabgabe um den erforderlichen
Betrag erhöht werden. In wenig Jahren hätten wir dann für
Verzinsung und Tilgung den gleichen Betrag aufzuwenden ,
wie für den ganzen Wohnungsbau . Deshalb wurde besonders
von denen, die sich eingehend mit der Frage beschäftigen, von
vornherein verlangt , die Wohnungsabgabe so hoch zu gestalten,
daß die überteuierungszwschüssedirekt davon bestritten werden
könnten . Leider konnte der Reichstag sich nicht dazu aus -
schtvingen, die Wohnabgabe in der erforderlichen Höhe zu be¬
schließen . Es ist auch noch wenig geschehen, um die Bevölke¬
rung über die wirtschaftlichen Zusammenhänge in der Woh¬
nungsfrage und über die Bedeutung und Wirkung der Wohii-
mngsabgabe aufzuklären .

Über die Bedeutung der Zwangswirtschaft ist noch im Zu¬
sammenhang mit dem Reichsmietengesetz einiges zu sagen , es
rwuß über auch an dieser Stelle mit aller Deutlichkeit daraus
hinge,viesen werden , daß , wer die Wohnabgabe ablchnt , damit
auch eine Lösung der Wohnungsfrage ablehnt .

Ich bin mir ganz klar über die wirtschaftlichen Ursachen, die
in den verschiedensten Bevölkerungskreisen zu einer ablehnen¬
den Haltung führen , ich weiß aber auch , daß die Lösung der
Frage dadurch erschwert wird , daß alle Instanzen zu lange
gewartet haben . Es gibt auch Leute , die behaupten : so wenig
wie sonst im Wirtschaftsleben, könne hier die öffentlicheBewirt¬
schaftung festgehalten werden. Die Dinge liegen hier aber
doch wesentlich anders . Mit Nahrung und Kleidung sind wir
zum großen Teil auf den Weltmarkt angewiesen und mußten
schon destalb aus der Zwangswirtschaft heraus . Nahrung
und Kleidung können nur auf verhältnismäßig kurze Zeit
im Vorrat gehalten werden . Alle . Produktionskosten müssen in
heutiger Währung bezahlt weooen. Ter Verkauf , der Erwerb
und der Besitz dieser Tinge kann verheimlicht werden . Es
werden immer einzelne in der Lage sein, Vorräte einzüham -
stern ohne Rücksicht darauf , ob andere etwas haben .

Der Besitz einer Wohnung oder gar eines Hauses läßt sich
uicht verbeimlichen, läßt sich auch nicht an einen anderen Ort
brrschieben . Wohnungen kann man weder an das Ausland
abgeben , noch von dort beziehen. Es hilft dem Hausbesitzer
gar nichts , wenn er einen Liebhaber für eine Wohnung hat ,
h»«nn er den Inhaber der Wohnung nicht heraus bringt .. Auch

wenn er die Wohnung leer hat und einen sehr günstigen Miet¬
vertrag abschließen kann, s, nützt ihm da« wenig, weil ja der
Mieter am Tage seines Einzuges , die Festsetzung dier gesetz.
lichen Miete beantragen kann. Der schwerwiegendste Unter -
schied zwischen Wohnung und anderen Bedarfsgegenständen
liegt aber darin , daß man Wohnungen eigentlich nicht auf -
zehren kann. Wohnungen bestehen bei richtiger Unterhaltung
Jahrhunderte und so kommt es, daß wir nur einen Verhältnis ,
mäßig geringen Teil der Wohnungen haben, die zu heutigen
Preise » erstellt sind . Diese Tatsache setzt uns in Stand , durch
eine Abgabe auf die aus der Borkriegszeit vorhandenen Woh¬
nungen und durch Zuschüsse zu den Neubauten den Woh-
«ungSaufwand auch für hie neue» Wohnungen aus einer er¬
träglichen Höhe zu halten . Wir schaffen uns dadurch, daß wir
die Meten weit unter dem halten , was den heutigen Bau¬
kosten und der heutigen Währung entsprechen würde , auch
weltwirtschaftlich eine gute Position . Wenn wir Mieten zah¬
len müßten , die das sechsfache oder gar das 'zehnfache von dem
betragen würden was wir selbst bei einer hohen Wohnungs¬
abgabe zahlen müssen, so müßte sich das auch in höheren Löh¬
nen und somit in höheren Produktionskosten und höheren Wa¬
renpreisen auswirken , was uns die Konkurrenzfähigkeit aufdem Weltmarkt sehr erschweren würde . Dieser günstige Miet -
faktor .ermöglicht uns noch die Konkurrenzfähigkeit auf dem
Weltmarkt in einem Zeitpunkt, wo unser Geldkurs wesentlich
höher ist als heute.

Sohr oft hört man auch die Redensart „Gebt nur de» Woh-
nnngsmarkt frei", dann werden die Privatkapitalisten wieder
bauen , und die Wohnungsnot ist bald beseitigt. In Haus -
besitzerkreifen weiß man ganz gut, daß diese Behauptung un-
wahr ist. Nach de» besehenden Borfchriste» sind Häuser , die
ohne Zuschuß gebaut werden, vollständig frei , trotzdem baut
aber niemand ein Miethaus . Und selbst, wenn die Bauten
heute so hoch wären , daß die heutigen Bausummen verzinstwürden , so würde doch niemand ein Haus bauen , um es zuvermieten , es würden genau so wie jetzt, einige wenige reicheLeute sich ein Einfamilienhaus bauen .

Der Spekulant , der ein Miethaus baut oder kauft, will
nicht nur die Gewißheit haben, daß er das Geld verzinst er-
hält , sondern er will, wenn er wieder verkauft, auch minde¬
stens soviel erlösen, als er bezahlt hat. Wie aber , wenn die
Baukosten, die jetzt das Sechzig - bis Achtzigfache vom Frie¬
densaufwand betragen , einmal auf das Vierzigfache oder
noch weiter zurückgehen , wenn ein Haus , das jetzt/-sechs
Millionen kostet, nur noch drei Millionen kostet, dann wird
für die früher erstellten Häuser auch niemand mehr bezah¬
len . Das wissen die Herren auch ganz genau und auf stren¬
ges Befragen haben sie auch immer erklärt , daß sie nur
bauen , wenn ihnen der Staat den Zins und das Awlagekapi-
tal garantiert , d. h . mit anderen Worten : ihnen Zufchüffe
gibt, ihnen alle Gewinnchancen läßt und das große Risiko
übernimmt . Die Herren verlangen die Freigabe der Woh¬
nungen nicht , um neu« zu bauen, sondern um in den vor¬
handenen Wohnungen die Mieten in das Ungemessene zu stei¬
gern , um damit große Verkaufsgewinne zu erzielen . Sie
würden ihre Hypothekengläubiger mit wenigen Papiermark
absinden und mit den Riesengewinnen einen neuen Rentner¬
stand bilden, und der alte Rentnerstand , der sein Geld in
Hypotheken oder Hypothekenbanken und Sparkassen angelegt
hat, würde noch mehr verarmen . Man stelle sich auch einmal
vor, welche wirtschaftliche Umwälzung die notwendige Folge
wäre , wenn ein Arbeiter oder kleiner Beamter , der vor dem
Krieg 5—600 Mark Miete bezahlte, in Zukunft 30—40 000
Mark bezahlen müßte . Nur ein Tor , kann glauben , daß diese
wirtschaftlichen Umwälzungen ohne politische Unruhen vor sich
gingen . Dabei kommt noch in Betracht, baß , wenn sich unsere
Währung , die dann noch eine gewaltige Senkung erfahren
würde , einmal in den Grundstückspreisen verfestigt hätte , eine
Besserung fast ganz unmöglich wäre . Man stelle sich weiter
vor, daß bei einer Freigabe des Wohnnngsmarktes auf Jahre
hinaus der Wohnungsbau lahmgelegt wäre, weil keine Mittel
de °ür vorhanden wären . Es würde sich ein wilder Kampf «m
die vorhandenen Wohnungen abspielen.

Wer sich alle diese Folgen überlegt, wird erkennen, daß an
eine Freigabe des Wohnungsinarktes nicht zu denken ist ; er
wird aber auch erkennen, daß die Mittel für die Wohnungs¬
unterhaltung an die Hausbesitzer und die Mittel für den
Wohnungsbau an Staat und Gemeinde bezahlt werden
müssen. Es darf auch keiner denken : ich habe eine Woh¬
nung , der andere soll sehen , wo er bleibt. Solange nicht alle
wohnen , wohnt keiner sicher. Und wenn Du jetzt eine Woh¬
nung hast, so weißt Dil nicht , ob Du inr nächsteu Jahr auch
noch eine hast. Du weißt nicht, ob . Deine Geschwister , ob
Deine Eltern oder Deine Kinder eine Wohnung haben.

Nuii ist noch die Frage zu prüfen , ob eine Wohnabgabe
von 20 Prozent des SteurrnierteS , wie sie jetzt dringend not-
wendig ist, » '.ich wirtschaftich getragen werden kann. Bet'
der Beantwortung dieser Frage darf man nicht von »der Wirt ,
schaftlichen Lage des einzelnen ausgehen . Ich weiß ganz gut.mit welcher Rot sehr weite Volkskreise zu kämpfen haben,
laufen doch bei mir die Fäden der sozialen Versicherung und
der Wohlfahrtspflege zusammen . Wir müssen prüfen , ab
es volkswirtschaftlich tragbar ist und von diesem Standpunkt
aus kann die Frage bejaht werden. Eine Wohnabgabe von
20 Prozent auf den Steuerwert , von der die Hälfte auf den
Staat und die Hälfte auf die Gemeinden oder Gemeindever¬
bände entfallen würde, wird einen Arbeiter etwa mit dem
dreifachen Betrag der Friedensmiete belasten, das sind etwa
1400—1800 Mark . Ganz gewiß keine Kleinigkeit , aber wenn
wir bedenken, daß der Preis für einen Anzug allein in die¬
sem Jahre schon um 3000 Mark gestiegen ist, daß eine Familie
für 10 Zentner Kartoffel dieses Jahr sicher 2500 Mark mehr
bezahlen muß als letztes Jahr , wenn wir an all die andern
ungeheuren Preissteigerungen denken und sehen, daß es ge¬
lungen ist, alle diese Preissteigerungen in die Volkswirtschaft
hinzubringen , so müssen wir auch die Gewißheit erhalten, daß
auch diese Preissteigerung hineingebracht werden kann
und muß . Bon kommunistischer Seite ist im badischen Land¬
tag verlangt worden, alle Minderbemittelten ftei zu lassen.
Damit waren auch die Arbeiter gemeint. Es ist klar, daß,
wenn so weite Kreise befreit wären , dann keine Wohnabgabe
mehr herauskommt , mit der ein umfangreicher Wohnungs¬
bau möglich ist.

Ich habe schon damals ausgeführt , daß die organifierte Ar¬
beiterschaft auch ablehnen muß, auf diesem Wege scheinbare
Wohltajen zu erhalten . Die Arbeiterorganisationen und auch
die Beamtenorganisationen müssen sich eine wirtschaftliche
Stellung erkämpfen , die ihnen ermöglicht, alle ihre Verpflich¬
tungen dem Staat und der Gemeinde gegenüber zu erfüllen.
Wir müssen daran festhalten, daß alle, die einen Erwerb
haben , so gestellt werden müssen , daß sie die erforderlichen
Leistungen vollbringen können. Denen, die uicht voll er¬
werbsfähig find oder gar keinen Erwerb habe », ebenso den
kinderreichen Familien muß durch ganzen oder teilweise » Er » .
laß der Wohnabgabe geholfen werden. Dafür müsse« solche ,
die mehr Wohnraum in Anspruch nehmen, als gerechtfertigt
ist, schärfer herangezogen « erden. Al» Beweis für das Ge.
sagte dien« das nachstehende Beispiel über die wirtschaftliche
Wirkung der Wohnabgabe und der anderen Steigerungen
für . den Wohnungsaufwand .

Ein bei geschlossener Bauweise eingebautes Miethaus mit
drei Bollgeschossen und ausgebautem Mansardenftock kostet«
vor dem Krieg bei guter Inneneinrichtung mit Bauplatz etwa
70 000 Mark . Bei solchen Miethäusern war mit Rücksicht
aus die höheren Unterhaltungskosten eine Rente von 7 Proz .
erforderlich . Di« Einzelwohnungen wurden etwa wie folgt
berechnet:

Im ersten Stock 2 Wohnungm & 580 M . = 1160 M .
Im zweiten Swck 2 Wohnungm L 675 M . - 1350 M .
Im drittm Stock 2 Wohnungm L 675 M . = 1350 M ,
Im Mansardenftock 2 Wohnungm 4 520 M . - 1040 M .

Summa . . 4900 M .
Bei den gestiegenen Preisen für Wohnungs- und Gebäude.

Unterhaltung und" bei den hohen Steuern und den noch zu
erwartenden Steigerungen mutz , damit gerechnet werden, daß
sich Grundmiete eingerechnet allein für diese Posten, der
Wohnungsaufwand ohne Wohnungsabgabe auf das Vierfache
erhöht .

Die vorgeschlagene Wohnabgabe von 20 Proz . auf den
Steuerwert würde nochmals eine Erhöhung um den drei¬
fachen Betrag der Friedensmiete bringen, so daß eine Er¬
höhung des Wohnungsaufwandes auf das Siebenfache de:
Friedensmiete eintreten würde. Damit würde sich der Auf-
wand für einen der obenerwähnten Bewohner des ersten
Stockes von 580 Mark auf 4060 Mark erhöhen .

Nehmen wir an , der Bewohner ist ein gelernter Arbeiter,
der vor dem Krieg einen Stundenlohn von 70 Pfennig ver¬
diente . Dieser Arbeiter hatte bei lOstündiger Arbeitszeit einen
Tagesverdienst von 7 Mark und hatte somit in 286 Tagen
ernen Jahresverdienst von 1985 Mark. Er muhte also füe
die Wohnungsmiele 83 Tage arbeiten und zahlte von seinem
« erdienst 29 Prozent als Miete.

Der gleiche Arbeiter verdient heute bei einem Stunden¬
lohn von 30 Mark bei achtstündiger Arbeitszeit 240 Mark
im Tage und in 285 Tagen 68 400 Mark. Wenn er jetzt
4060 Mark für die Wohnung aufwenden muß, so arbeitet



• t dafür 17 Tage und gibt von seinem Gesamteinkommen ,
• Prozent aus . Diese « mfachc Rechnung zeigt , wie unrichtttz
es ist, imnier nur mit Geldsummen statt mit dem Erträg¬
nis o»a Arbeitstage » zu rechnen und zu vergleichen , Aller -
dnegs führt ein solcher Vergleich bei den Preisen für Lebens ,
mittel und Kleidung zu einem anderen Ergebnis . Dort sind
die Preise inehr gestiegen als die Löhne , um so « ehr haben .
Wir Anlatz , dafür zu sorgen , - atz es bei den Wohnungen nicht
ähnlich geht . Bei freier Wirtschaft würden sich dir Miete »
den Bankosten anpaffen , sie würden also jetzt auf mindestens
das Sechzigfache steigen . Ein Haus , wie das obengenannte ,
würde heute mindestens einen Bauaufwand von 4 206000
Mark erfordern . Die erforderliche Rente wäre dann 204 000
Mark . Es mutzte dann der gleiche Mieter statt wie im Friede »
b8Ü Mark und jetzt bei öffentlicher Bewirtschaftung der Woh¬
nungen 4060 Mark — 34 800 Mark bezahlen . Das würde

allerdings auch grotze Lohri - und Gehaltserhöhungen im Ge¬

folge haben , aber sicher würde auch wieder der Zustand er¬

reicht , wo ein Arbeiter oder Beamter annähernd 80 Tage für
die Wohnung arbeiten und etwa 25 Prozent von seinem Ein¬
kommen bezahlen »nützte : Die notweirdigen Lohn - und Ge -

hitltserhöhungen würden auch ein weiteres Steigen der Bau¬

kosten bewirken und damit das Rad der Geldentwertung
un, »er weiter treiben .

Das . was für das oben errechnete Beispiel gesagt ist, gilt
natürlich entsprechend für alle Wohnungsgrötzen . Für Woh¬

nungen , Heren Mietsatz unter dem errechneten Beispiel liegt ,
wird natürlich auch die Wohnabgabe geringer und bei höhe¬
ren Mieten entsprechend höher sein . Die vorgeschlagene Wohn¬
abgabe wird aber für Arbeiter nur in ganz seltenen Fällen

so hoch sein , datz cs eine Mark pro Arbeitsstunde ausmacht .

Rechnet inan für 285 Tage mit achtstündiger Arbeitszeit auf
die Stunde eine Mark , so ergibt das den Betrag von 2280 M .
Die Höhe würde in den meisten Fällen selbst dann nicht er¬

reicht , wenn die Wohnabgabe auf 30 Prozent festgesetzt würde .

Auch diese Tatsache zeigt uns , datz wenn wir den festen Willen

haben , die Wohnungsfrage in den nächsten Jahren einer

Lösung entgegen zu führen , auch die volkswirtschaftliche Mög¬
lichkeit dafür besteht .

’ Die Möglichkeit , eine für alle Zeiten giltige und richtige
Höhe der Wohnabgabe kann man . allerdings nicht festfetzeu .
Steigen die Baukosten , so mutz auch die Wöbnaugabe wieder

steigen . Würde ein Steigen des Geldwertes eintrete « , dann
könnte die Wohnabgabe herabgesetzt und bei ganz günstiger
Entwicklung vielleicht wieder abgeschafft werden . Solange
wir aber die an den Friedenspreisen gemessenen abnorm

hohen Baukosten häben , kann immer daran festgehalten wer¬
den , datz der gesamte Wohnungsaufwand nicht höher wird, ,

als etwa ein Sechstel von Sem , was zur Verzinsung der km
Bergleichsmoment gegebenen Baukosten notwendig wäre . Da »

müssen vor allem alle Wohnungsmieter imnier vor Augen
halten .

Unter den Landwirten sucht mau gegen die Wohnabgabe
dadurch Stimmung zu machen , datz mau ihnen sagt , es sei
ungerecht , datz sie auch für ihre Betriebsgebäude zahlen mutz¬
ten . Demgegenüber sei darauf hingewiesen , datz auch die an¬
deren Betriebsinhaber , in Handwerk , Handel und Industrie
Abgabe bezahlen müssen . Für Stall ne ulbauten werden Zu -

schüffe gewährt , während fiir gewerbliche Neubauten keine ge¬
währt werden . Dann ist noch zu beachten , datz die landwirt¬

schaftlichen Wohn - und Betriebsgebäude von früher her , so
nieder zur Steuer veranlagt sind , Hatz die meisten Landwirte

weniger bezahlen als ein Arbeiter in der Stadt bezahlen mutz .
Die Landwirte sollten auch bedenken , datz die Airsiedlung von

junge » Landwirten nicht möglich ist, wenn keine Mittel zu
Zuschüffen vorhanden sind . Um welche Riesensummen es sich
bei den Zuschüffen handelt und in welchem Matze die Zu¬
schüsse mit dem Steigen der Baukosten ebenfalls steigen mutz¬
ten , nrögen folgende Zahlen zeigen . Mit Beginn des Jahres
1820 wurde bestimmt , datz der Zuschutz für den Quadrat¬
meter Wohnfläche bei Bauten die von öffentlich -rechtlich oder

gemeinnützigen Körperschaften erstellt werden , 180 M . be¬

trägt und zwar bei jeder Wohirung für 70 Quadratmeter .
Roch im Jabre 1820 wurden die Zuschüffe verdoppelt auf 380
Mark . 1921 wurden die Zuschüsse auf 540 Mark und mit Be¬

ginn des Jahre 1022 auf 000 Mark erhöht . Bis 1922 mutz¬
ten die Gemeinden mindestens ein Drittel davon , als weiteren

Znschutz gebe » . In Wirklichkeit gaben die Gemeinden aber
weil mehr als der Staat . In den letzten Tagen sind die Zu¬
schüsse auf 1800 Mark pro Quadratmeter festgesetzt worden ,
und die Gemeinden müssen die gleichen Zuschüffe leisten .

In Baben sind für den regelmäßigen Bevölkerungszuwachs ^
jährlich etwa 5000 Wohnungen erforderlich . Weniger sollten
wir auf keinen Fall baue » , wenn sich die Wohnungsnot nicht
noch weiter verschärfen soll. Unter Zugrundelegung der An¬
nahme , datz 5000 Wohnungen gebaut Iwürben , hätte der ba¬

disch« Staat folgende Zuschüffe zu leisten :

(70 gm pro Wohnung !

^ Für 5000
Zuschuß pro g»> pro Wohnung Wohnungen

M . M . M .
180— + 70 = 12 600 63 600 000
360 — , .+ 70 = 25 200 127 200000
540 — + 70 = 37 800 189 000 000
900 — + 70 = 03 000 315 000 000

1800 — + 70 = 126 000 630 000000

Für 71000
Wohnungen

37 800 000
75 000 000

113 400 000
189 000 (XX)
378 000 000

Wer diese Zahlen liest uich richtig überdenkt , dem wird auch
klar wgrden , datz hier picht . mit kleinen . , Mitteln geholfen
Werden .knn» . Bis jetzt konnte allerdings die Zahl «von 5000
Wohnungen im Jahr wegen Mangel - an - Baustoffen und we¬
gen Geldmangel noch nicht erreicht werden , dadurch hat sich
aber auch die Wohnungsnot immer mehr verschärft, ' ü,u so
Gebieterischer müssen deshalb durchgreifende Maßnahmen zur
Geldbeschaffung ergriffen werde » . . .

Datz wir int letzten Jahr elbensoviel oder woch invhr für Al¬
kohol, als für den Wohnungsbau ausgegeben haben , sei nur
nebenbei : bemerkt. Über die Matznahmen , die zür Baustoff¬
beschaffung und zur Arbeitsvergedung ergriffen werden müs¬
sen, wird demnächst in einem anderen Artikel gesprochen.

Das IRefcb und Bayern .
Das Reichskabinett

hat gestern aoend in dem Konflikt mit der bayerischen Re¬
gierung folgende Erklärung beschloffen :

«Die baperischr Regierung hat durch di« Weigerung , das
am 23 . Juli 1822 verkündete Reichsgesetz zum Schutze der
Republik innerhalb des rechtsrheinischen bayerischen Staats¬
gebiets durchzufübren , und durch den Erlatz einer landes -
recytlichen Verordnung , die das Reichsgesetz ersetzen soll, einen
folgenschweren Schritt getan . Zum erstenmal seit der Grün -
düng des Reiches ist damit der Zustand eingetreten , datz eine
Landesregierung einem verfaffungsmätzig zustande gekomme¬
nen Reichsgesctz für ihr Gebiet die Geltung verweigert .

Nach der einstimmigen Auffaffung der Reichsregierung ist
die Verordnung brr bayerischen Regierung verfassungswidrig
und ungültig . Kein Satz der Reichsverfaffung gibt einem
Lande das Reckt das Inkrafttreten eines Reichsgesetzes des¬
halb zu verhindern , weil es bei einem Teil der Bevölkerung
auf Widerspruch stützt. Würde man den Ländern diese Be¬
fugnis zugestehen , so würde dies das Ende der deutschen
Reichseinheit bedeuten .

Das Reichsgesetz zum Schutze der Republik ist vom Reichs¬
rat als dem Träger der föderativen Verfassung des Reiches
mit mehr als Zweidrittelmehrheit angenommen worden . Für
das Gesetz haben im Reichsrat alle Landesregierungen mit
Ausnahme Bayerns gestimmt . Im Reichstag ist das Gesetz
gleichfalls mit Zweidrittelmehrheit beschlossen worden ; nicht
nur das Zentrum , die Sozialdemokraten und die Deutsch «
Demokratische Partei , sondern in ihrer grotze» Mehrheit auch
die Deutsche Volkspartei haben im Reichstag de», Gesetze zu¬
gestimmt . Die bayerische Regierung hat in beiden Körper¬
schaften ausgiebig Gelegenheit gehabt , ihre Bedenken auf ver¬
fassungsmäßigem Wege zur Geltung zu bringen , und einer
ganzen Reihe ihrer Wünsche ist bei der Verabschiedung des
Gesetzes Rechnung getragen worden . Es darf nicht davon
gesprochen werden , datz das Gesetz zum Schutze der Republik
die in der Verfassung begründeten Grundsätze wahrer Demo¬
kratie verletze und den Tendenzen zur Errichtung einer
Klassenherrschaft und eines sozialistischen Einheitsstaates ent¬
gegenkomme . Dieser Vorwurf must um so nachdrücklicher zu¬
rückgewiesen werden , als er sich nicht nur gegen die Reichs¬
regierung und gegen sich der Verantwortung für Reich und

Verfassung bewußte grotze Parteien , sondern auch gegen die
Regierungen aller andern deutschen Länder richtet .

Es ist nicht angängig , daß ein einzelnes Land sich dem ver¬

fassungsmäßig erklärten Mehrheitswillen des deutschen Vol¬
kes entzieht . Unser schwer geprüftes Vaterland , das soeben
erst heftige innere Erschütterungen zu überwinden begann ,
ist durch den Schritt der bayerischen Regierung neuen Wirren
und Gefahren ausgesetzt ; die Reichsregierung bedauert dies
um so mehr , als die autzenpolitische Lage des Reiches gerade
gegenwärtig ein einmütiges Zusammengehen von Reich und

Ländern zur Pflicht macht .
Aufgabe der Reichsregierung ist es , die Rechtscinheit wie¬

derherzustellen . Die bayerische Regierung hat durch de»
Mund ihres Ministerpräsidenten ein klares und festes Be¬

kenntnis zum Reich und zur verfaffungsmäßigrn republikani -

fchen Staatsform abgelegt . Sie hat mit besonderer Betonung
alle Besorgnisse , die in den von ihr getroffenen Maßnahmen
eine Abkehr von der allzeit fest eingehaltenen ReichStrene er¬

blicken wollen , als völlig fehlgehend bezeichnet . Auf Grund

dieses Bekenntniffes erwartet die ReichSregierung datz die

bayerische Regierung sich den Forderungen nicht entziehen
wird , welche die ReichSregierung im Interesse der Einheit des

Reiches zu stellen genötigt sein wird ."

Unter der Überschrift „Bor entscheidenden Beschlüssen " wird
der ..Frts . Ztg .

"
zu der vorstehenden Evtlärung der Reichs -

regierirng geschrieben :
Das Reichskäbinett -hat in seiner heute abend abgehaltenen

Sitzung die grundsätzliche Stellungnahme in dem -Konflikt
mit Bayern , in einer Erklärung niedergelegt , die dem Ernst
der Lag « gerecht wird . Ein Beschluß darüber , welche Schritte
die Regierung ergreifen wird , um dem Reichsrecht auch in
Bayern zur uneingeschränkten Anerkennung zu -verhelfen , -st
heute Noch nicht gefaßt worden , und man hat den Mini -ster -
rat inner dem Vorsitz des Reichspräsidenten , der darüber be-
ftnden soll, aus Donnerstag vormittag verschoben . ' Da die
Regierung ihre Auffassung im Prinzip bereits festgetegt hat ,
wäre es allerdings möglich , daß sich die letzte Entscheidung ,
die die Beseitigung des bayrisetwn Unrechts bezweckt, noch ein
paar Tage hinzietch Die Hauptsache ist zunächst einmal , daß
die Öffentlichkeit über die Haltung der ReichSregierung klar
unterrichtet ist und daß anch diejenigen »erfaffungStrenen
Elemente in Bayern , dir daS Vorgehen der Münchener Regie¬
rung ablehnen , darütier unterrichtet werden , daß das Reich
hinter ihnen steht .

Die ReichSregierung betrachtet mit vollem Recht die Ver¬
ordnung der bayrischen -Regierung als rechtsungültig , weil
sie im Widerspruch mit dem Artikel 13 der Reichsvevfaffung
st«ht , nach dem Reichsrecht vor Landesrecht geht . Wenn sich
die bayrische Regierung gegenüber diesem Artikel 13 auf den
Artikel 48, de, « sogenannten Ansnahmeartike -l, beruft , so kann
dieses Argument ' rechtlich überhaupt -nicht in Betracht kom¬
men . Die bayrische-. Regierung begründet den Ertast ihrer
Verordnung selbst damit , daß das Gesetz zum Schutze der Re¬
publik gegen ihren Einspruch zifttanbegekommeir sei und in
-Bayern grotze Err 'egiing hervorgcrufen habe . Sie nimmt also
das Recht für -sich- in Anspruch , darüber zu befinden , ob ein
-Reichsgesetz , das verfaffungsmätzig zustande gekomiwen ist , in
Bnnern in Kraft trete » soll oder nicht . - Auf Gruich dieses
willkürlich erhobenen Anspruchs hat ste auch tatsächlich einen

Teil de» R «ich»aesetzes übernommen . Damit — und diö
eigenen Worte ihrer Begründung bestätigen dies noch hat
sie aber ausgesprochen , datz Zweck und Ziel ihres Vorgehen »
ist , das Inkrafttreten eine « andern Teil « des Reichsgesetze ,
in ihrem Lande zu verhinder « . Eine Verordnung mit solchen,
Zweck und Inhalt kann nie und nimmer durch den Ausnnhme -
artikel 48 rechtlich gedacht werden . Denn dieser Artikel ge¬
stattet einer Landesregierung unter bestimmten 'Poraussetzun .
gen nur , einzelne , bestimmt bezeichnete Artikel der ReichSver .
fassung autzer Kraft zu setzen, nie aber den Artikel 13, der die
Priorität d«S Reichsrechts vor ' dem Landesrecht ausspricht .
Di « Konsequenz des bayrischen Vorgehens wäre , datz jede »
beliebige Laich -für sich die Befugnis in Anspruch nehmen
Wnnte , wegen angeblicher Gefährdung der öffentlichen Sicher¬
heit 'jedes beliebige Reichsgefetz ganz oder zum Teil für sein
Gebiet anher Kraft zu setzen. Das wäre aber das End : der
deutschen RechlSeinheit , und es liegt aus der Hand , daß keine
ReichSregierung eine solche Zerstörung der Einheit des Reichs ,
rechts d»ld«ii kan » . Die Reichsregierung hat denn auch irt
ihrer Erklärung , die das Ergebnis der heutigen Beratung
war . ganz klar nnSgc .fprochen , datz hie bayrische Verordnung
verfassungswidrig » »d ungültig ist.

Welchen Weg die ReichSregierung beschreiten wird , um ihr «
don der großen Mehrheit der Bevölkerung gebilligte Nechts -
auffassuug Bayern gegenüber durchzusetzen , steht noch nicht
fest . In Fratz « kommen jetzt , da die bayrische Verordnung
tatsächlich vorhanden ist und , wie es scheint , bereits angewandr
wird , zunächst die zwei Möglichkeiten , die Artikel 48 Absatz 4
der Reichsverfaffung vorsieh, : die Aufhebung der Verordnung
durch den Reichspräsidenten oder durch de» Reichstag . Ob
der Reichstag zu diesem Zwecke einberufen werden soll , ist!
noch nicht entschieden . Im Überwachungsausschuh des Reich«,
tagrs , der heut « ans andern, . Anlatz unter dem Vorsitz de»
sozialdemokrat ischei , Abg . Müller - Frauken tagte , schlug, der
Unabhängige Äbg . Dittmann vor , datz sich der Ausschuß an !
den Reichspräsidenten wegen der Einberufung des Reichstag ».
Plenums wenden soll . Der Abg . Müller - Franke » vertrat die
Auffassung , datz in der bayerischen Frage nur das Plennn «
des Reichstages eingreifen könne , und erklärte sich bereit , ge¬
gebenenfalls ^ wegen der Eiiiberufung des Plenums mit der
Regierung Fühlung z >, nehmen . Je nach der Entscheidung ,
die die Regierung in den nächsten Tagen trifft , wird unter
Umständen ein Eingreifen des Reichstages unnötig fein . Viel¬
leicht wird in diesem Fall der ÜHerwachnnqsaussckutz noch ein¬
mal im Laufe dieser Woche zusammentreten .

Die ReichSregierung weih sich in dem Konflikt , den da »
Vorgehen der Münchener Regierung heranfbeschworen hat , der
linterstützung der grotze » Mehrheit des Parlaments , die dt«
Gesetze zum Schutze der Republik beschloffen hat , sicher, übri¬
gens ist ihr auch ,

'wie wir zu wissen glaube » , in den letzten
Tage » von einer Reche von Landesregierungen die Gewitzhelt
gegeben worden , datz sie in der -Vertretung der Reichseinheit
im Reick« hinter ihr stehen .

"

Besprechung der Staatspräsidenten von Württemberg ,
Baden und Hessen .

* Morgen , Freitag , den 28 . Juli , findet int Laufe de»
Tapes eine Besprechung der Staatspräsidenten von Württem¬
berg , Baden und Hessen über die durch die Verordnung der
bayerischen Regierung vom 24. Juli 1922 geschaffene Lage
statt .

Im bayerischen Landtag
wurde gestern die Interpellation wegen der Beziehungen de»
m . lebenslänglichem Zuchthaus verurteilten Hochverräter »
Freiherr » von Leoprechting zu gewissen Reichsstellen und -be¬
sonders zu dem Münchener Reichs -Vertreter Graf Zech be¬
sprochen . Die -Interpellanten der Bayrischen Volksparte , und
der Bayerischeni Mtiiclpart « , erhoben schärfste Angrfffe gegen
die Berliner Methode , die Bayern Rach Art eines feinvlichen
Auslandsstaates geheim überwache » taffe , und forderten d,e
Abberufung des Grafen Zech. -Tic nahmen ferner gegen da »
Treiben des französischen Gesandten in München Dard Stel¬
lung .

Ministerpräsident Graf Lerchenfeld beantwortete die Inter¬
pellationen und führt « dabei „ ns , Hatz von französischer Seite
wegen des Leoprechting -Prozeffes Borftzcllungen in Berlin
und München -unternon,men wurden , datz aber die Interessen
Bayerns und des Reicks energisch wahrgenommen würd .'Nj
Die Ergebnisse des Leoprechiingprozcffes ließen keinen Zwei¬
fel dayjiber , datz Leoprechting von einflutzreichen Beamten in
Berlin dazu benutzt worden ' sei , um geheime Nachrichten über
die politischen Verhältnisse in Bechern zu erhalte » . iBgl . hierzu
hie am Montag von uns veröffentlichte , dem WTB . von zu¬
ständiger Seite in Berti » zugegangene Erklärung , ln der die
in Bayern erhobene, , Vorwürfe im Fall Leoprechting gegen
die ReichSregierung widerlegt und znruckgemiesen werden ;
Red . ) Das laufe auf eine politische Überwachung Bayern »
hinaus , die unerträglich sei nnd - gegen di« die bayerische Re¬
gierung energisch in Berlin protestiert habe . Leoprechting habe
von Reichsstell «» im ganzen 30 000 M . an preußischen Staats¬
geldern und 10AOO M . für seinen Nachrichtendienst erhalten .
Was den Grafen Zech anlangt , so könne « r nicht mehr das für
ein « -ersprießliche Tätigkeit notwendige Vertrauen in München
haben . Eine ofsiziell « Steltnngnahme der ReichSregierung
zu der bayrischen Bitte um seine Abberufung liege noch nicht
vor . Der -Ministerpräsident erklärte , das Reichsinteresse ge¬
biete , datz es nicht mehr vorkomme , datz hinter dem - Rücken
der bayrischen Regierung Berliner Stellen sich von Agenten
politische Nachrichten -über Bayern aus Bayern übermitteln
lassen . - - - -

Während der nun folgenden Rede des Sozialdemokraten
Ackermonn , der di « Interpellanten beschuldigte , den Leaprech »
tingprozctz zu einer gehässigen Hetze gegen die Reichsregie -
rnng auszunuhen , kam es zu stürmische -,, Szenen .

Die Stimmung in Nordbayrrn ,
Es war und ist die Auffaffung weiter Kreise der fräntischen

Bevölkerung , datz der jetzige Konftikt zwischen Bayern und dein
Reich zum Bürgerkrieg und zu furchtbarsten Schädigungen
des deutsche» Volkes führen kann . Diese schweren Besorgnisse
sind auch in der schon gemeldeten Stellungnahme der 21 Bür¬
germeister nordbahcrischer Städte , dann in Entschließungen
mehrerer fränkischer Gemrinveräte und auch in einer Reihe
gewerblicher Organisationen zum Ausdruck gelangt . Es zeigt
sich immer mehr , datz in den fränkischen Städten die Einheit
des Deutschem Reiches westans höher geschätzt und gehalten
wird , als die unbedingte Selbständigkeit Bayerns in polizei¬
licher und juristischer Beziehung . Durch die Erklärung de»
Grafen Lerchenfeld über das unbedingte Festhalten auch der
bayerischen - Staatsregieruitg dm Reich und die Ablehnung u,o-
n-archistischer ' Putsche ist, kaut „ Frkf . Ztg .

" eine gewisse Lernhi »
gnng eingetreten und man hat die Hoffnung , datz bei ruhiger
und -richtiger Behandlung der . Frage durch das Reich auch ein
Weg gesunden werden kann , der Bayern das Nachgeben ermög - ,
licht .- Weite -Schichten - des Bürgertums stich allerdings unter
dein .Einfluß einer , gewissen Presse -geneigt , die Haltung l "
rechtsstehenden Kreise in Bayern - zu billigen . - Zunächst denkt
in Rsrobayern « »« « and daran , eine Trennung von Südbayer «



•̂ r. LutdSwcn ; aber sehr ttwüe flietfe . torinri
,
«wJbi eine

♦rriinunfl Bayern - Mm Reich oder auch nur «me dauernde
« uflehmm« gegen die Reichsgesetz « nicht mitmachen und unter
oNe » Umständen entschlossen zum Reich halten . ■ ■ ■ •

„fränkische Kurier " iiiahnt heute in einer Besprechung
d . i Lage . Man darf nicht , wenn man im Süden Bayern - , mit
- »-> Einheit des Reiches leichtfertig spielt, im Norde» dasselbe
„ nalücklichc Spiel in kleinerem Matzstabe nachwachen u«d etwa ;
ftittA Ausrufung der Republik Franken nun Südbayern aus ;
»<-,n Reich hinausdrängen . DaS wäre Hochverrat. Wir halten !
tz für unsere Pflicht, den weitesten Kreisen des Volkes, inS- '
besondere allen verantwortlichen Instanzen in dieser schicksals»
fchwerc » Liuudc zuzurufen , das richtige Augenmatz zu be>
fvahren.

Im gleichen Blatt untersucht Dr . Rodenbücher, Professor
des Staatsrechrs in München, die Frage : . Ist die bayerische
Knc-nahnieverordnung rechtsgültig ? " und er kommt zu diesem
Schlüsse : Socveit die Reick,sversaffnng dir Hoheitsrechte Bayerns
»nsschließt , besteycn sie nicht . Dies ist die einmütige Auffas»
ssluig der bayerischen und deutschen Staatsrechtswifsenschist ,
hnid zwar auch jener Vertreter der sogenannten föderativen
Anisassung, nach denen die Geltung der Reichsverfassung in
Dayern darauf beruht, datz sie in der bayerischen Berfassunqs »
jirfunb « zum bayerischen Staatsgesetz erhoben ist . Die Adleh»
, ,,ng des positiv geltenden Rechts unter Berufung auf ei»
»ichtgeschriebenr « höheres Recht bedeute Revolution .

Die parteilose „Nürnberger Zeitung " bemerkt u . a . : ..Wenn
sstch Graf Lerchenfeld darauf beruft , Bayern bewege sich aus der
Grundlage der Demokratie, und wenn er gleichzeitig betont,
tzie bayerische Regierung werde sich den Mehrheitsbeschlüssen
nicht sügvn . so ist das ein Widerspruch in sich, der gleich ge¬
heimnisvoll ist für de» Weisen wie für den Toren . Wenn auch
- je Staatsregierung die Sprengung der Reichseinheit nicht
will , so bleibt doch die moralische Wirkung , die dem Reichsge »
tzanken nicht förderlich ist. Und weil die Gefahr neuer Er -eütterungen in greifbarer Nähe steht, kann man der jetzigen

yerischen Politik Btzrtrauen nicht schenken."
Die sozialdemokratische „Fränkische Tagespost" schließt eine

Betrachtung so : „Die Reichsregierung wird, will sie nicht vor
Bayern bedingungslos kapitulieren und ihr Ansehen zu Deutsch¬
land und der ganzen Welt nicht preisgeben , von ihrem verfas-
5
ungsmätzigen Recht der Ungültigkeitserklärung der bayerischen
Verordnung Gebrauch machen müsien. Sollte sich Bayern dem

tzoidersetzen und einen zweiten Verfassungsbruch begehen, st»
Müßte das Reich gegenüber den rechtsbolschewistischen Kreisen
im Süden ein gründliches Reinemachen vornehmen.

Vadiscbe Aebersickt.
Die Verksssunssketer im IKeiübstsg .

* Der Reichskanzler hat den badischen Staatspräsidenten
Dr . Hummel eingeladen, bei der Berfassungsfeier im Reichs¬
tag am 11 . August die Gedenkrede zu hallen . Staatspräsident
Di . Hummel hat die Einladung angenommen.

« »bischer Landtag .
DZ Karlsruhe , 27. Juli .

Das Haus stimmt heute nach längerer Debatte fügendem
Antrag Dr . Mattes <D . Vpt .) zn : Die Regierung wolle bet
der Reuhsregierung dachin wirken, daß die Entschädigung bet
künftig entsteh«nben Tumnltfchäden allgemein ohne Rücksicht¬
nahme auf die Vermögenslage des GesäMigten eriolqt . So .
ziatdemokraten uard Kommunisten waren dagegen. Der Land¬
tag trat dann der Meinung des Haushaltsausschusses bei,
datz die Festsetzung von Michlpreisen für die Kartoffelversor -
gung im Herbst nicht empfehlenswert erscheint. Ferner wurde
der Verlängerung deS Gesetzes betr . die Fürsorgeerziehung
(vorn 11 . Juli 1918 ) bis 1 . April 1924 zugestimmt, an wel¬
chem Tage das Reichsgesetz fiir Jugendivohlfahrt in Krafttritt . i

>M>g . Rüger (Zrr .) erstattete Gericht über das Ausführungs¬
gesetz zum Reichsgcsetz betr. die weitere Entlastung der Ge¬
richte vom 8 . Juli 1922 , das die Zuständigkeit der Gemeinde¬
gerichte von 309 auf 1900 M . erhöht. Die Vorlage fand in
beiden Lesungen Annahme, desgleichen der Gesetzentwurf, wo.
nach die Gemeinden und Kreise ermächtigt sind, auch 19532 ein«
vorläufige Steuer vom Liegenschasts- und Betriebsvermögen
zu erheben. Berichterstatter hierfür war Abg. Dr . Schmitt -
Karlsruhe .

Ein Antrag der Abg. Frau Rigel uwd Gen ., betr . den Bür »
gernutzen für ledige weibliche Personen wurde der Regierungals Material überwiesen. Angenommen wurden ferner fol¬
gende Vorlagen : Sbufhebuug £*8 Gesetzes vom 31 . Just 1019 ,betr . die Übernahme von olsassischen Beamten in den badisichen
Staatsdienst und Übereinkommen mit der Reichsregierung zur
Neuregelung der Eigentums - und Betriebsverhältniffe derin Baden gelegenen Linien der Straßburger Stratzenbähn -
gesellschaft . Nächste Sitzung nachmittags % 6 Uhr. Schluß
11 Uhr.

Das Arbeitsministerium im 1. Nachtrag .
politische Neuigkeiten .

Der 'Aeberwachnngsausschnh des
Ikeichstags

behandelte gestern die 'neue Besoldungserhöhung . Nachdem
ein Vertreter des Reichsfinanzministers über das Ergebnis
der Verhandlungen mit den Spitzenorganisationen , mit dem
sich auch der Ausschluß des Reichsrates einverstanden erklärt
hatte, berichtet hatte, stimmte der Ausschuß der Borlage zu.
Ferner stimmte er 'einer Erhöhung der Bezüge deS Reichs-
Präsidenten auf einen Jahresbetrjag von 1,4 Millionen im
Juni Ich Millionen im Juli , Ich Millionen im August zu.
Weiter wurde 'einem Mttrag der Regierumg auf Kreditbeihil-tn des Reiches an die Wirtschaftsbeihilfe der deutsche « Stu-

nten zugesttmmt . Staatssekretär Schulz vom Reichsmini -
fK Wum des Innern begründete dies« Beihilfe , die ein unver -
IMsliches Darlehen von 16 Millionen Mark als Betriebskapi »
tat zur Erhaltung und zun » Ansbmr der StndentenstzeifunK .E t 'einen Beitrag von 30 Millionen zur Darlehenskasse der

scheu Studentenschaft vorsehen.

Der internationale Friedenskongreh
in London .

Am Mittwoch wurde in London in Anwesenheit von fünf»
Hundert Delegierten , die zwanzig Rationen vertraten , der
22. Internationale Friedenskongreß eröffnet .

Der britische Bertteter Fisher erklärte in einer Rebe, da»
Hauptziel der britischen Politik sei die Erhaltung des Friedens .
Os liege nicht un Interesse der Zivilisation , daß die Welt tu
zwei Lager , in das der Sieger und dos der Besiegten, geteiltlei . Die britische Regierung wünsche , daß Deutschland in dte-
« nt Jahre um Zulassung zum Völkerbund nachsuche fBetfall ) ,
Hamit der verschiedentlich erhobene Vorwurf , der Völkerbund
sei eine Einrichtung zur Förderung der Jnterflen und der
Politik der siegreichen Nationen , endgültig und wirksam besei¬
tigt werde. Die Welt sei in einem Zustande der Unruhe und
ber Erschöpfung. Die physische Abrüstung zwar sei der. Be¬
siegten auserlegt worden , aber der moralischen Abrüstung sei
« an nicht viel näher gekommen. Es sei höchste Zeit , daß ein
wirklicher Fortschritt auf dem Wege eines internationalen
guten Willens gemacht werde. Die Welt müsse von der Last
her Rüstungen befreit tverden, damit mindestens während einet
Generation ein neuer 'großer Krieg unmöglich sei .

Der König hat an den ' Kongretz, dessen «Ätzungen Freitag ,den 38 . Juli , ihren Abschluß finden sollen, ein BegrGßungS-
telegramm gesandt.
- Vom Kongreß sind vier Kommissionen ernannt worden :
t . für den wirtschaftlichen Wiederaufbau Europas , 2. für den
Völkerbund, 3. fiir die auswärtige Politik , 4. für aktuelle An¬
gelegenheiten. Hierauf hat eine nicht öffentliche Sitzung statt ,
gefunden. • . . .

Ikurze polit. flacbricbten.
* «Regierung und Bolksvertretung in Hetzen. Der hessische

Laubrag lehnte gestern in namentticker Abstimmung sämtliche
Mitzirauensanttäge der Rechten ab und sprach dem Arbeits -
Minister Raub mit 40 gegen 23 Stimm «,» das Vertraue » aus .

Die Spezialdebatte zum Haushaltsvoranschlag , di« gestern
bc,n>nn, beschäftigte sich bis jetzt mit der Erörterung vor
SicdtungSfrage .

* Dir Austritte «us der drutschnatioualen Fraktion . Die
Lettnng der Freiburger Ortsgruppe der Deutschmttivuaten
Volkspartei teilt mit , datz Reichstagsabg . Dr . Düringer nur
aus der Reichstagssraktion der deutschnationalen VolkSpartel
auscwtrete» sei . Von einem Austritt aus der "Partei ats sol¬
cher sei nichts bekannt . Eine demnächst in Würzburg statt¬
findende Taching der süddeutschen Arbeitsgemeinschaft, die
die deutschnatioualen Fraktionen von Baden , Bayer « , Hessenund . Württemberg umfasse, werde sich mit den Fragen , hi«, mitden Austritte » der Abgeordneten Düringer , Henning , Graefe*«d Wullr aus der Reichsta<chfraktton znsa inme, »häng en, be¬
fassen .

* Der ehemalige russische Oberbrsehtshaber in Bayer »?
Noch Mitteilung der in Berlin erscheinenden russischen Zei -
k»mg „eRnT ist Großfiirsi Nikolai Nikolajetottsch, der ehema-
kigr Oberbefehlshaber Ae» russischen Heeres , nach Bayernbbrrgrsirdelt . Der Großfürst hatte sich zuletzt in Italien auk-
Gchalken.

Unseren Veröffentlichungen über die Anforderungen für die
einzelnen Ministerien im 1 . Nachtrag haben wir noch die An»
forderungen für das Arbeitsiiiirsisterium nachzutragen . (Be¬
kanntlich ist der 1 . Machttag in der Landtagssitzung vom 25.Juli bereits genehmigt worden .) Es waren verlangt : für« inen neu auch , stellenden Regieruugsrat in Gruppe 11 infolgeder Vermehrung der Arbeiten der Wohnungsabteilnng , als
Aufwand für die soziale Kriegsbeschädigten- und Kriegshinter¬
bliebenenfürsorge einschließlich Kinderfürsorge l 214 000 M .,Zuschuß an die badische Gesellschaft für soziale Hygiene '12 .">00M ., Landessonderaufwand für Kinderfiirsorge und Kinder ,
syeisung 7 Mill ., Beihilfen für die Kleinrentnersürsorge6 360 000 M ., sm außerordentlichen Etat als Sonderaustvandfür Kleinrentner - und Altershilse 10 Mill . M ., als Arbeit¬
geberzuschüsse des Staates zu Wohnungen für seine Beam¬ten und Arbeiter 10 Mill . , Grundstücksverkehr nach vem
Reichssiedeluttgsgesetz 8 Mll . M ., eine Anzahl Beträge fürVerbesserung verschisÄener 'Landstraßen .

Beachtenswert ist dann eine Forderung von 2 Mill . zurBearbeitung eines Entwurfs für die Schiffbarmachung desRheines von Basel bis an den Bodensee . In der Begrnndunqwird gesagt : Rach der Niederschrift über die 3 . Sitzung der
badisch-schweizerischen Kvmmrission für den Ausbau des illheins
zwischen Basel und Bodensee, abgehälte » am 23 .- 36 . März1928 in Basel, sollen fiir die Herstellung einer Großschiffahrts -
straße von Basel bis in den Bodensee und die Regulierungder Bodensvewasserstänve bis Ende 1923 Pläne und Mosten -
anschläge aufgestellt werden . Der Enttvurf für die Schiffbar -
machnl^ soll von Baden angefertigt werden, wobei die vor¬bereitenden Arbeiten für die Strecke oberhalb EgliSan vondem nordoftsÄwcizerischenVerband für die Schiffahrt Rhein -
Bodensee ausgeführt werden sollen . Den Plan für die Bo-
denseeregÄieruitg wird die Schtoeiz aufitellen . Die Kosten,die durch die Herstellung des Planes , des KosteuaitschlagS undder Wirtschafrlichkeitsberechnuug entstehen, sollen von federnder Beteiligten gettagen werden unter Vorbehalt einer spä-teren Verrechnung bei Ansfnhrung der Entwürfe . Die aufBadew entfallenden Entwuafsarbeiten werden etwa 3 % Millio -neu Mark erfordern .

»
Erhöhung der Wohnabgabe.

Der HaushallSausschutz hat sich gestern mit der nachstehen¬den Vorlage besaßt :
Artikel 1 . t . -Der 8 1 Abs . 1 Satz 2 des badischen Ausfiih -

rungSgesetzes erhält folgende Fassung :
„Die Abgabe beträgt :
a ) für bas Halbjahr vom 1 . Ctftobet 1921 bis 31 . März1922 ein Viertel vom Hundert des Steuerwerts ;b) für das Halbjahr vom 1 . April 1922 bis 31 . Seplember1922 1,26 vom Hundert des Stcnerwerts ;c ) vom 1. Oktober 1922 ab für das Jäkr 10 vom Hundertdes Steuerwerts ."
2 , Der § 10 Abs . 2 erkält folgende Fassung :

Pflichtzuschläg« betragen :
») für das Halbjahr vom 1. Oklvber 1921 bis 31 . März1922 ein Viertel vom Hundert des Steuerwerts ;b ) für das Halbjahr vom 1. April 1928 bis 30 . September1922 1,26 vom Hundert des Steuerwerts ;c) vom 1 . Oktober 1922 ad für das Jahr 10 vom Hundertdes Steuerwerts .

"
3. Der 8 14 Abs . 2 erdAt sotgende Fassung :

„ ^>tre . . igkeiten über die Pflicht zur Entrichtung der
Wohnab« it>e und der Wohnungsluiussteuer entscheidetder Bezirksrat als Berlvaltungsgericht . Die Erhebungder verwaltnngsgeriehtlichen Klage hat keine aufschie¬bende Wirkung für die Eutrichlung der AbgaLu und . der
Steuer .

"
Artikel 2. Der ß 16« gilt entiprecheno für die bis zur Ver¬

kündung dieses Gesetzes beschlossenen Erhöhungen der Zu¬
schläge . '

Artikel 3 . Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1 . Juli 1922
in Kräst .

In der aysführlichen Begründung wird gesagt :
,jol . In der Vorlage eines Gesetzes über die erste Auoerungdes badischen Aiisführungsgesetzes zum Wohnabgabegesetz war
angenommen , datz man im April und Mai dieses Jahres mit
einer 24- -30sachen Überteuerung der Baukosten rechnen müsse .

■Die Baukosten sind seither über jedes Erwarten » und sprung¬
haft werter gesttegen. . Die ÄberteurrunO beträgt heute das69—70sache der Friedensbaukosteri . An manchen Orten wird
schon >nit einer erheblich größeren . .Überteuerung gerechnet , ttNddie weitere Entwicklung ist nicht oibzusehen. Bei dieser Sach¬

lage ist «S ohne weiteres klar, datz all« Finanzierungsplänefür Neubauten in der Praxis wesentlich überschritten wurden ,und datz zahlreiche Bauherren — Gemeinden , Baugenossen¬
schaften wie prwate Bauherren — in Schwierigkeiten gckom.
men find; und es besteht die ernste Gesair , daß die begonnenenNeubauten nicht fertiggeftellt werden können. Bei ocm^der¬
zeitigen großen Mangel an Wohnungen .wäre ein derarttgesErgebnis unerträglich und die dadurch cintreteiide Berfcksär-
sung der Wohnungsnot von unabsehbaren wirtsckmstlichen und
politischen Folgen.

2. Zu ber Steigerung der Baukosten kommt als weiteres
Hemmnis , datz es für di« Gemeinden und BezirkswohnungS-
verbände zur Zett sehr schwierig ist, auch die durch die Wohn¬
abgabe gedeckten Anleihen zu erhalten . Es ist dies eine
Folge der allgemeinen Versteifung des Geldmarktes, unterder auch die Aufnahme von Anlehen für de » Staat wie für .die
Jndusttie erschwert ist.

3. Tas Arbettsministerillm hatte zur Besprechung über .die
Behebung dieser Schwierigkeiten die Oberbürgermeister der 8
größten Städte des Landes und die Vorsitzenden der Rathaus ,
fraktionen auf 13 . Juli d. I . zu einer Sitzung eingeladen.
Hierbei wurden die oben dargelegtcn Verhältnisse bestätigt, und
es zeigte sich sogar, datz die Lage noch ernster ist, als das Ar¬
beitsministerium bis dahin angenommen hatte . Es ergab sich/
datz es fast allen Städten unmöglich ist, die angefangenen
Bauprograinme durchzuführen , und in manchen Städten und
Gemeinden ist damit zu rechnen, datz sogar die begonnenen
Bauten nicht fertiggestellt werden können und teilweise sofort
eingestellt werden müssen . Eine alsbaldige Beschaffung wei¬
terer Mittel wurde als dringend notwendig, ihre Auibringung
durch Anlehen als unmöglich und als einziger Answeg eine
sofortige kräftige Erhöhung der Wohnabgabe bezeichnet .Die Städtevertreter stellten folgenden Antrag :

„Die vom Staat zu erhebende Wohnabgabe soll für daS
Rechnungsjahr 1982 auf 10% festgesetzt werden. Die gleiche
Abgabe ist von de » Gemeinden als Pflichlabgabc zu erheben.
Es steht den Gemeinden frei, zu dieser Pflicktabgabe Zu¬
schläge zu inachen .

"
4 . Auch für das Land find die durch oie Gesetze vom 13. Juni

1922 über die Änderung des badischen AussiihrungsgeseheS
zum Wohnungsabgabegesetz (Gesetz - und Verovdnungsblatt
Seite 451 ) und 29. Juni 1922 über die Deckung des außer »
ordeutlicheu StaarÄudaris für die Förderung des Wohnungs¬
baues (Gesetz - und Verorönungsblatl Seite 469) bewilligten
Mittel infolge der Steigerung der Baukosten und der dadurch
bedingten Erhöhung der Einheitssätze für Lanvesdarlehen nicht
mehr ausreichend . Durch die angenommenen Gesetze wurde
für die Jahre 1921 und 1922 ein Anlehen von 300 Millionen
Mark bereit gestellt und außerdem runo 83 Millionen Mark
zur Gewährung von Darlehen unmittelbar aus den Ein¬
künften der Wohnabgabe . In - der Regierungsvorlage
vom 16. Mai 1982 zu diesen Gesetzen (Landtagsdruckfaehe
Rr . 98 ) war angeiwmmen , daß von diese » Summen auf daS
Baujaher (Kalenderjahr ) 1921 etwa 69 Millionen Mark uni»
auf das Baujahr 1922 etwa 390 Mill . Mark entfallen wür¬
den. unv datz der Rest von 23 Millionen Mark als Reserve für
1922 dienen oder auch für 1963 verwende! werden könne,
Hievbei wurde davon ausgegaugeu , daß die Einheitssätze durch
das Reich für die Srädte auf nur 720 .— M . für btn Quadrat¬
meter Wohnfläche erhöht werden , daß im Durchschnitt für die
1922 zu erstellenden Bauten ein Gesaintlandesdarlehen von
66 999 .— M . notwendig sei , und datz infolgedessen für 6008
Wohnungen Zuschüße gewährt werden könnten . Die Einheits¬
sätze wurden dann infolge der weiter gestiegenen Baukosten
durch Bekanntmachung der Reichsregierung vom 18 . Mai 1922
für die Stadt aber aus 999 M . für das Quadratmeter Wohn¬
fläche erhöht, und nach einer dem Reichsrat vor wenigen Ta¬
gen zugegnngenen Vorlage ist eine sorfortige Erhöhung für
die Städie auf 1809.— M . für das Quadratmeter Wohnfläche
vorgeschlagen. Das Arbeitsministerium hat infolgedessen für
alle Baute » , bei oenen mit den Maurerabbeiten nach dem
14 . Mai 1922 begonnen wurde , für die Stadt den Einheitssatz
von 900. - M . u »d für . das Land den Einheitssatz von 86t).—-
Mark bewilligt , also für eine Wohnung von 70 Quadratmeter
Wohnfläche ohne Srallung 63 909 M . und 69 309 M . Nach Er¬
laß der neuen Bekanntmachung werden die Einheitssätze ent- *

*spreelw » d weiter zu erhöhen sein , so daß das Landesdarlehen
für eine Wohnung von 70 Quadratmeter Wohnfläche in oev
Stadt 126 000 M . und für das Land 120 490 M. betragen
wird . Dazu kommen dann noch die Darlehen für die Erstel¬
lung von Ställen . Rechnet man für den Durchschnitt des Jah¬
res 1922 das Laudesdarlehen für eine Wohnung einschließlich
der Slälle mit 79 090 M . , so sind für die Erstellung von 6608
Wohnungen 392 Millionen Mark notwendig. Rechnet man
aber mit einem Tlirchschnittszuschuß von 89 999 M ., so find
448 Millionen Mark erforderlich.

6 . Bei oieser Sachlage wäre ec- in erster Linie eine Aufgabe
des Reichs, durch entsprechende Änderung des Reichstoohn »
nbgabegesetzes und der Grundsätze über Gewährung der Bau -
Larlehen einzugreisen . Das Reich har nun in den letzten Ta¬
gen eine Änderung dieser Grundsätze vorgeschlagen und di«
Erhöhung der Einheitssätze auf das lOfnche der ersten Sätze»
also für die Stäole auf 1809 M . für den Quadratmeter Wohn¬
fläche vorgeschlagen. Die Möglichkeit zur Gewährung höherer
Baudarlehen ist aber nicht ausreichend. Es müssen auch die
Mittel geschaffen werden , um diese erhötien Ausgaben zu «r.
möglichen . Die Reicktsregrerung hat auch eine erhebliche Er¬
höhung der Wohnabgabe in Aussicht genommen . Es soll

> dies jedoch erst im Herbst dieses Jahres erfolgen. Rach Sach-
kage ist es aber unmöglich, solange nock; zuzuwarten , ha bis
dahin bereits die Stillegung vieler Bauten aus Mangel an
Mitteln eingetreren sein wird .

Trotz mancherlei entgegenstehender Bedenken ist deshast' xin
sofortiges Eingreifen des Landes nottvendig . Nach den vom
Landtag belvilligten Mitteln uno nach dem Stanid der Ver¬
ausgabung ist «s unmöglich, die vom Reich in Aussicht genom¬
mene Erhöhung der Baudarlehen durchzuführen, wenn nicht
auch sofort die Wohnabgabe erhöht wird. Es ist un¬
erträglich und unmöglich, die Ausgaben zu erhöhen , aber nicht
gleichzeitig für entsprechende Einnahmen zu sorgen. Die Ne¬
gierung hat sich bei dieser ernsten Sachlage entschlossen, dem
Landtag noch am Schluß seiner Tagung dies« zwar kurze , aber
in ihren finanzielleu Auswirkungen bedeufame Vorlage zn
machen .

' >
Die Regierung halt die von den berufenen Vertretc.ru der

größten Städte beantragte Erhöhung der Wohnabgabe
um 19 % für Land und Gemeinden vom 1. Oktober 1982 ab
für begründet .

Eine Wohnabgabe von 20 % des Steuerwerks würde
nicht ganz dem dreifachen Betrag der Friedensmiet« entspre¬
chen ; sie wäre also erheblich höher , als der zur Zeit hurch das
Reichswohnabgabegesetz vorgesehene Abgäbesatz von der
Hälfte des Friedensnuntzungswcrts . Das Reich wird jedoch
in Kürze die Abgabe , allgemein ganz erheblich erhöhen muffen .
Die Abgabe »es Laubes würde inix etwas rascher als wie vom
Reich erhöht werden . Die . finayzieklen Vechältniffe der an¬
dern Länder muffen dort mit Rottvendigkeit ' mindestens zu der
gleichen Erhöhung führe » . Dir etwas frühere Erhebung t«
Baden sichert aber einen ruhigen Fortgang der Bantätigkkst . ■



6 . Die Regierung »erkennt nicht, »atz die vorgeschlkagene Er¬
höhung eine bisher »»gewöhn licke Betest»», bietet. Ss darf
pber auch nicht verkannt werden , dich die Meten bisher auf
einem ©tont) festgehalten wurden , der in gar keinem verhält .
« iS mehr zu dem heutigen Stand der Baukosten und der
Wreise für Lebensmittel und übrigen Bedarfsgegenstände steht.

Es ist unmöglich die Miete« dauernd nieder z« h«lten, wäh¬
rend die Baukosten ständi, steige «. Die Wohnungsnot ist mit
durch diese Verhältnisse bedingt . Auch wenn die Mieten durch
die vorgeschlagene Erhöhung der Wohnäbgalbe auf da»
vfache steigen sollten, so betragen sie immer nur etwa ein
ISisbentel oder vielleicht ein Achtel einer den Reubaukosten
entsprechenden Miete . Gelingt es, den Wohnungsaufwand
etwa auf dem 8. Teil dessen zu halten was bei freier Wirt¬
schaft bezahlt werden mühte , so hat die Bewirtschaftung de»
Wohnungswesens ihre Aufgabe erfüllt .

Den zweifellos für manche Bevölkerungskreis«, z. B. für
Erwerbsunfähige »der kranke Personen oder - Kleinrentner ,

ß di« «chöhte Wohnolbgäbe eintretenden Härten mühte
sveitgehende Befreiung auf Grund deS § 18 de» Reichs»

'vohnäbgabegefetzes entgegengükommen werden .
Es stehen darnach für das Rechnungsjahr 1921 und 1322

gut Verfügung zur unmittelbaren Gewährung von Darlehen
207 681977 M . , aus Anlehen 300 080000 M ., insgesamt
807 681 977 M . Rechnet man von diesem Betrag für 1921
60 Millionen ab, so würde der Rest ausreichen , um die vor¬
aussichtlichen Erhöhungen der Zuschüsse für 1922 durchzufüh-
jten ; nach ider Aufstellung unter Nr . 4 oben wäre er aber auch
notwendig . Für das Rechnungsjahr 1923 stehen zur Verfü¬
gung aus 10% 346061986 M ., hiervon ab für Verzinsung
und Tilgung des Anlehens von 300 Millionen 24586684 M .,
Rest 321466 251 M . Im Jahr 1923 könnten bei einem Durch -
schnittszuschuhvon 126 000 M . nur 2500 Wohnungen Zuschüsse
erhalten ; dies würde eine sehr starke Einschränkung der bis¬
herigen Bautätigkeit bedeuten.

»
Bai der gestrigen Beratung im HaushÄtsausfchuh erfolgte

keine endgültige Entscheidung. Mehrere Parteien stimmen
der Vorlage zu , andere lehnen sie ab. Die Endabstimmung
erfolgt am heutigen Nachmittag .

Genehmigt '
)at der HauKhaltsausschuß das Gesetz über die Regelung des
Staatshaushalts für die Jahre 1022 und 1923 , sowie den Ent¬
wurf des Gesetzes über die Besteuerung des Liegenfchafts-
« nd Betriebsvermögens durch die Gemeinden und Kreise tm
Rechnungsjahr 1022 mit dem Zusatz , Sah das Gesetz am
>1 . April in Kraft tritt . Zugestimmt wurde weiter der Auf¬
hebung des Gesetzes vom 31 . Juli 1919 über die Übernahme
von Reichs -, Militär - und badischen Hofbeamten , sowie von
stlaigehörigen der elsaß-tothringifchen Landesverwaltung In
den badischen Staatsdienst . , Dabei ist mitgeteilt worden, dass
Baden 410 Beamte , darunter 144 ehemalige Hofbeamte, über -
nonnnen hat . — Akzeptiert wurde ferner der schon besprochen «
Gesetzentwurf über das Übereinkommen mit der Reichsregie-
rung zur Neuregelung der Eigentums - und Betriebsderhälk -
nisse der in Waden gelegenen Linien der Straßburger Stra -
Henbahngesellschafk .

Lohnbewegung in derhad . Landwirtscdakt
über diesbezügliche Verhandlungen im Arbeitsministerium

wird uns berichtet : Die Vertragsparteien deS landwirtschaft¬
lichen Lohn- und Arbeitstarifvertrages für Baden haben unter
dem Vorsitz des Herrn Gewerberat Emele am 26 . Juli 1922
folgenden Schiedsspruch gefällt :

Es werden vom 1 . August 1982 bis einschl . 31 . August 1920
fo ' - ’nbe Löhne festgesetzt :
a) Wochenlöhne in Barbeträgen zuzüglich voller Kost und

Wohnung :
1 . Männliche Arbeitskräfte :

über 21 Jahre alte Klasse I 340 M ., Klasse II 320 M .,
Masse III 280 M . ; über 19 Jahre alte 316 M ., 296 M .,

260 m . i über « Iah « alte 2« M .. 270 3R„ 240 M . ; übe#
16 Jahve alte 866 346 280 M .

L. Weibliche Arbeitskräfte :
über S1 Jahre alte « lasse I 210 M ., Masse II 200 M ..

Klaff« III ISO M. ; über IS Jahre alte 196 M ., 186 M ., 176
Mark ; über 17 Jahre aste 180 M ., 170 M ., 160 M . ; über 16
Jahre alte 166 M ., 165 M ., RS M .

b ) Stundeulöhne ohne Kost und Wohnung :
1 . Männliche Arbeitskräfte :

über 21 Jahre alte Klaffe I 17 M . , Klasse II 18ch0 M .,
Klaffe III 14ch0 M . ; über 10 Jahr « alte 15,80 SR., 14,40 M ..
13ch0 SW. ; über 17 Jahre alte 14,60 M ., 13,30 M .. 12,50 M . ;
über 16 Jahre alte 13,40 M ., 12F0 M ., IlchO M .

2. Weibliche Arbeitskräfte :
über 21 Jahre alta Klaffe I 10 M ., Klasse II 0 M .,

Klaffe III 8 M . ; über 10 Jahre alt « 0 M., 8 M . 7 M . ; über
17 Jahre alte 8 M ., 7 M ., 6 M . ; über 16 Jahre alte 7 M .,
6 M ., 6 M .

Die Bestimmungen 8e» ss 3 des Tarifvertrages bleiben ein¬
schließlich der Ergänzungen vom 15. April 1022 zu ? 3 bis
einstKießlich 31 . August 1922 bestehen.

Hrurze madbricbten aus Baden.
DZ Wahlkreis Heidrlberg -MoSbach. Falls der Mby. Mager

sein Mandat niedevlegt, wird der Landwirt 'Hugo Schwab von
Steinsfurt an seine Stelle treten . Der „Bad . Beobachter" be-
merkt in diesem Zusammenhang , daß die Zahl der in den
letzten Tagen freiwillig oder gezwungen aus deutsch -nationalen
Fraktionen ausyeschiebenen Abgeordneten , einen Umfang an»
genommen habe, der diese Vorgänge >über die Bedeutung einer
Einzelerscheinung hinauÄhebt.

DZ . Säckinge«, 26 . Juli . Wie da? „Oberb . Volksbl.
" auS

Lörrach, mitteilt , wurde hier auf Grund deS Ausnahmegesetzes
ein junger Mann verhaftet . Dieser hatte m einer Diskussionüber politische Angelegenheiten den ermordeten Minister Dr .
Rathenau einen Gesinnungslumpen genannt , her vor und wäh¬
rend des ' Krieges anders gedacht und geschrieben habe, als nachdem Kriege. Unter den anwesenden Gästen befand sich et»
Kriminalschutzmann . der den jungen .Mann , einen Studenten ,
auf Grund des Gesetzes zum 'Schutze der Republik verhiastetr.
Der Verhaftete wurde ins Gefängnis nach WaWhut trans »
portiert .

Staatsanzeiger .
personeller JLciL

Ernennungen, Versetzungen, Zuruhesetzungen usw.
der planmäßigen Beamten .

Aus dem Bereich des Arbeitsministeriums »
Ernannt :

die Forstamtmänner Richard Melling in Säckingen, Albrecht
Stürmer in Stockach , Otto Schüler in Forbach, Theodor Bas»
sermann in Schwetzingen, zu Forstmeistern ; die Forstaffesso»
ren Otto Stärk aus Orsingen , Eugen Bell aus Todtnau ,
Bernhard Stark aus Bruchsal, Werner Mühlhäuser aus Stau¬
fen , Fritz Fleuchaus aus Karlsruhe , zu Förstamtmännern .

Berliehen : *
den Hilfsarbeitern bei der Forstabteilung des Finanzmini¬

steriums Forstamtmännern Otto Faber , Hermann Dießlin ,
Alexander Fritsch, Karl Müller und Emil Biffinger die Amts¬
bezeichnung Forstmeister.

übertragen :
dein Forstmeister Friedrich Schäfer in Bömberg das Forst¬

amt Villingen , dem Forstmeister Eduard Ihrig in Bad Peters¬
tal das Forstamt Gerlachsheim , dem Forstmeister Joseph

Faist unter Zurücknahme seine# Versetzung nach Furnvange«
das Forstamt Bad Peterstat , dem Forstmeister Hermann « »sch
in Waldkirch unter Zurücknahme seiner Versetzung nach Kork
das Forstamt Furtwangen, dem Forstmeister Richard Melling
da» Forstamt Kenzingen, dem Forstmeister Albrecht Stürmer
da» Forstamt Tauberbischofsheim , dem Forstmeister Otto
Schüler daS Forstamt Boxberg, dem Forstmeister Theodo "
Baffermnn « da» Forstamt Kork.

Wasser« und Stratzenbaudirektion .
Ernannt :

zum Bauinspektor : der Bauobersekretär Karl Egle bei dev
Wasser- und Straßenbaudirektion;

zu planmäßigen Landstraßenwärtern : die Straßenwärter
Joseph Grein in Mondfeld, Joseph Run « in Affamstadt und,
Johannes Ziegler in HemSäach .

Übertragen :
dem Baurat Karl Althaus in Offenburg die Borstandsstelle

des Kulturbauamts daselbst; dem Baurat Emil Baumann in
Freiburg unter Zurücknahme seiner Versetzung nach Offen¬
burg die Vorstandsstelle des Rheinbauamts Freiburg ; dem
Regierungsbaumeister Hermann Schurhammer in Bonndorf
unter Ernennung zum Baurat die Vorstandsstelle des Wasser»
und Straßenbauamts daselbst ; dem Regierungsbaumeister
Alfred Stalf in Offenburg unter Ernennung zum Baurat die
Vorstandsstelle des Rheinbauamts daselbst; dem RegierungS -
baumeister Alfred Reebstein in Karlsruhe unter Ernennung
zum Baurat die VorstandSstelle des Bautechnischen Bureau »
bei der Wasser- und Straßenbaudirektion .

Beigegrben :
den Baurat Rudolf Buiffon in Karlsruhe als Beamten dem

Kulturbauamt Freiburg .
Versetzt :

Len Vorstand des Wasser- und Straßenbauamts Konstanz
Baurat Joseph Schwehr in gleicher Eigenschaft nach Überlin¬
gen ; den Vorstand des Wasser- und Straßenbauamts Dcmau-
eschingen , Baurat Dr . Paul Walther , in gleicher Eigenschaft
nach Rastatt ; den Vorstand des Wasserrechtsbureaus bei der
Wasser- und Straßenbaudirektion . Baurat Karl Kleiner , als
Vorstand des Wasser- und Straßenbauamts nach Konstanz ;
den Vorstand des Kulturbauamts Lörrach, Baurat Paul Stoll ,
in gleicher Eigenschaft nach Freiburg ; den Regierungsibau »
meister Franz Jäger in Waldshut unter Ernennung zum
Baurat als Vorstand des Wafferrechtsbnreaus zur Waffer¬
und Straßenbaudirektion ; den Regierungsbaumeister Paul
Berthold in Freiburg unter Ernennung zum Baurat als Vor¬
stand des Wasser- und Straßenbauamts nach Donaueschingen ;
den Regierungsbaumeister Hermann Gänshirt in Konstanz
unter Ernennung zum Baurat als Vorstand des Kulturbau -
amtA nach Lörrach.

die Regierungsbaumeister : Max Wunderlin vom Kulturbau -
amt in Lörrach zum Wasser- und Straßenbauamt Waldshut ;
Eugen Trefzger vom Wasser- und Straßenbauamt in Lörrach
zum Kulturbauamt daselbst; Robert Jakobi vom Wasser- und
Straßenbauamt Achern zum Wasser- und Straßenbauamt in
Lörrach.

Regierungsbaumeister Otto Fehrenbach in Heidelberg zum
Kulturbauamt Offenburg .

die Verwaltungsassistenten : Franz Dürrschnabel ' bei der
Wasser- und Straßenbaudirektion zum Wasser- und Straßen¬
bauamt Bonndorf und Joseph Jmm beim Wasser- und Stra -
tzenbauamt Bonndorf zum Kulturbauamt Offenburg .

In den Ruhestand versetzt :
den Baurat August Schneider in Mannheim und den Revi»

sionsaberiuspektor Heinrich Haydt bei der Wasser- und Strct »
ßenbandirektion bis zur Wiederherstellung ihrer Gesundheit ;den Bauoberinspektor Joseph Amman beim Rheinbauamt
Mannheim , aus Ansuchen wegen vorgerückten Alters .

die Straßenwärter : Friedrich Geier in Rheinbifchofshleim
und Karl Bauer in Ruchsen auf Ansuchen wegen vorgerückten
Alters .

Bekanntmachung.
Brennholzversorgung betr.

Durch die Verordnung des Ministeriums des In¬
nern vom 14 . Juli 1922 sind neue Bestimmungen über
den Verkehr mit Brennholz erlassen worden. Das
Versteigerungsverbot und die Genehmigungspflicht für
Verkäufe von Derbbrennhvlz aus Gemeinde-, Körper¬
schafts-, grund - und standeshcrrschaftlichen Waldun¬
gen, sowie auS Privatwaldnngn , sofern es sich um den
Absatz eines Jahreshiebsergebnisses von mehr als 50
Ster handelt, ist in dem bisherigen Umfang bestehen
geblieben. Außerdem wurde die Genehmigungspflicht
auf Verkäufe von Derbbrennhvlz durch anderePer -

S
onen als Waldbesitzer ausgedehnt , insbesondere auf
Verkäufe von Derbbrennholz durch den Handel , sofern

es sich nicht um Verkäufe zur Hausbrandversorgung
der Bevölkerung am Orte der gewerblichen Niederlas¬
sung des Verkäufers handelt . Das Verfahren zur
Einholung der Genehmigung hat sich nicht geändert .

Neu eingeführt wurde die Verpflichtung der Eigen¬
tümer an Waldungen mit mehr als 50 Hektar Flächen-
gehgilt anfallendes Schichtholz binnen 14 Tagen nach
Fertigstellung zur Anmeldung zu bringen , so'.vie dre
Ermächtigung der Forstbehürden zur Inanspruchnahme
des Überschusses an Derbbrennholz beim Waldbesitzer.
Eine .Wiedereinführung der Zwangswirtschaft ist mit
diesen Maßnahmen nicht geplant , dagegen soll hier¬
durch den Forstbehörden die Möglichkeit gegeben wer¬
den, den dringendsten Brennholzbedarf der holzarme »
Gebiete unseres Landes durch unmittelbare Zuwei¬
sungen zu decken , falls es nicht möglich ist, durch Ber -
shandlnngen mit den Waldbesitzern dieses Ziel zu er¬
reichen. Bedarfsgemeinden , die in Überschußgebieten
liegen, sollen jedoch ihr Brennholz wie bisher mit Ge¬
nehmigung der Forstbehörden unnlittelbar beim
Waldbesitz kaufen. 2 .416

Zur Vermeidung lübermäßiger Gabholzverreitung
durch waldbesitzende Gemeinden werden bei Feststel¬
lung des abzugcbenden Brennholzüberschuises die
Gabholzberecl' tigungen nicht in vollem Umfang , son¬
dern « nt insoweit berücksichtigt, als sie zur Befriedi¬
gung des dringendsten Feuerungsbedürfnisses erfor¬
derlich sind . Verkäufe von Gabholz durch die Em¬
pfangsberechtigten sind strafbar . Die Verteilung des
zugewiesenen Brennholzes in den Bedarfsgebieten an
die Verbraucher obliegt den Gemeinden, welche hier¬
bei die Dringlichkeit des Bedarfs zu berücksichtigen
staben.

Zuwiderhandlungen gegen die Verordnung werden
«nt Gefängnis bis zu sechs .Monaten oder mit Geld¬
strafe bis zu 16 000 M . bestraft.

Karlsruhe , den 19. Juli 1922. O .-Z .97
Bezirksamt Abt. II .

T

Professor vr . Hermann AkingProfessor vr . Hermann Aking
Aathie Minz

geß . Ariedkänder

Vermätztte

Hreiöutg i. <Kr. 27 . Juft 1922

Heira ts - Gres uch
Für nahe Verwandte, von tadellosem Ruf, angeneh¬

mem Äußern, gebildet, erpropt tüchtig im Haushalt
fähig und gewillt, kleineren Haushalt womöglich ohne
Dienstpersonal zu führen , gutmütig, anfangs der 30
Vermögen zunächst 150 Mille, suche eine tüchtige,
gereifte Persönlichkeit, nicht unter 35 Jahren, gebil¬
det und von einwandfreier Vergangenheit als Le¬
benskameraden. Während der Teuerung erhebliche
Zuschüsse möglich . Zuschriften mit offener Darle¬
gung der Verhältnisse und ehrenwörtliche Zusiche¬
rung von Diskretion an Rudolf Mosse Karlsruhe
unter F .K .4565 •erbeten. A -448

Sftrgetl . UWpW
l Gtrcitii « ikn- trdlllkeü.
O .415 .2 .1 Karlsruhe . Die
Maurerpolier Wilhelm

Hauzel Ehefrau , Frieda
geb. Feldmaier in Pforz¬
heim, Westl. Karl Fried -
richstraße 158, Prozeßbe -
vollmächtigte: Rechtsan¬
wälte Dr . Netter und Dr .
Meier in Pforzheim , klagt
gegen ihren genannten
Ehemann , früher zu
Pforzheim wohnhaft , jetzt
unbekannten Aufenthalts ,
unter der Behauptung .

daß der Beklagte seine
Ehefrau böslich verlassen
habe und mit einer ande¬
ren in Doppelehe lebe,
mit dem Anträge auf
Scheidung der am 8. Ok¬
tober 1910 in Pforzheim
geschlossenen Ehe ans Per ,
schulden des Beklagten ,
der Beklagte habe die Ko¬
sten des Rechtsstreits zu
tragen .

Die Klägerin ladet den
Beklagten zur mündlichen
Verhandlung des Rechts¬
streits vor die 2 . - Zivil¬
kammer des Landgerichts
zu Karlsruhe auf Frei¬

tag, den 3. Novbr. 1922 ,
vormittags 9J4 Uhr, mit
der Aufforderung , einen
bei dem gedachten Gerich¬
te zugelaffenen Anwalt
zu bestellen. Zum Zwecke
der öffentlichen Zustellung
wird dieser Auszug der
Klage bekannt gemacht.
Karlsruhe , 22 . Juli 1922 .
Der Gerichtsschreiber des

Landgerichts.

d . Freilvillize EeriMaüeit.
Aufforderung .

2 .350 .3 München.
Die Firma Tiffot & Co.,
G . m. b . H. i. L. in
Mannheim , ist aufgelöst.
Die Gläubiger werden
ersucht, sich zu nielden.

Der Liquidator :
F r h . v . M a i l l o t,

München,
Herzog Mlhelmstr . 8 V.

NlMW
WmIMlhllWll .

Die Besetzung des
VI . Kehrbezirks der
Stadt Karlsruhe betr.

Der VI . Kehrbezirk der
Stadt Karlsruhe ist neu
zu besetzen . O .391

Bewerber , die den An¬
forderungen des § 6 der
Kaminfegerordnung vom
29 . 11 . 21 genügen , ha¬
be» ihre Gesuche inner¬
halb 4 Woche» unter An¬
schluß der in § 7 bezeich-
neten Papiere hierher
einzureichen.
Karlsruhe , 34 . Juli 1922 .

Bezirksamt 3.
Die Gentzvinide Tumä

ringe», Amt Lörrach, kaust
einen gebrauchten , in gu¬
tem Zustande befindlichen
Leichenwagen. Angebote

find binnen 14 Tagen
beim Gemeinderat einzu¬
reichen . A .451

Tumringen ,
den 25. Juli 1922 .

Der Gemeinderat .

Beim Bezirksamt Pful -
lendorf ist die Stelle ei¬
ner O .392

MWllMsWbMII
oder eines Aushelfers zu
besetzen . Als Bewerber
dürften infolge der Woh-
nungs - und Vergütungs¬
verhältnisse wohl nur le¬
dige Personen in Betracht
kommen . Bewerber wol¬
len Gesuche mit selbstge¬
schriebenem Lebenslauf
innerhalb 14 Tagen ein¬

reichen . Bedingung :
Schreibmaschinen- und

Stenogvaphiekundig . Per¬
sönliche Vorstellung einst¬
weilen nicht erwünscht.

Pfullendorf ,
den 24 . Juli 1922.

Bezirksamt .

In ihrem Beruf tüchti¬
ge Krankenschwester sucht
Stelle als

firantenflflegerin
in kleinerer oder mittel¬
großer Gemeinde , auch
würde dieselbe eine Stelle
als Privatpflegerin über¬
nehmen.

Offerten können unter
0 . 445 an die Exped . d.
Ztg . gesandt werden.

Bekanntmachung.
Im Binnenverkehr der

Mannh .—Weinh .—Heidel-
bg .—Mannheimer Eisen¬
bahn treten mit Wirkung
vom 15. Aug. 1922 bezw .
1 . September 1922 im
Persvnen - und Gepäckver¬

kehr Tariferhöhungen ein.
Näheres bei den Dienst¬
stellen. A .450

SWannheim ,
den 24. Juli 1922 .
Oberrheinische Ersenbahn-

gesellschaft A. -G.

Am 1 . Oktober l . Js .
tritt Nachtrag V zum Bin¬
nentarif der BadischenLi-
nie« (Tarisverz . 188a ) in
Kraft , mit dem eine An¬
zahl Tariferhöhungen ein¬
geführt werden . Nähere
Auskunft erteilt unser
Verkehrsbureau . A .452
Darmstadt , 20. Juli 1922 .

Tie Direktion .
Hochbauarbeitrn für den

Abbruch und Wiederauf¬
bau eines Teiles des Koks¬
schuppens von der derzei¬
tigen Baustelle des neuen
Kesselhauses nach oer Re¬
visionswerkstätte in der
Hauptwerkstätte Karlsruhe
zu vergeben . 2 .320 .2.

Maurerarbeiten ,
Zimmerarbeiten .

Pläne und Bedingnis -
heft auf dem Baubüro im
Hofe des Verwaltungsgc -
bäudes der Hauptwerk¬
stätte. Eingang Wieland -
stratze , von 8—12 Uhr vor¬
mittags zur Einsicht . Dort
auch Abgabe der Ange¬
botsvordrucke. Kein Ver¬
sand nach auswärts . An¬
gebote verschlossen u . mit
der nötigen Aufschrift bis
längstens 29. Juli 1922 ,
vormittags 18 Uhr, auf
dem Baubüro der Hcmpt -
werfftätte einzureichen.
Zufchlagsftist 3 Wochen .
Karlsruhe , 21 . Juli 1922.
Hochbauburea« der Eiseu»

hahngeneraldireüio «.

Druck der Kavlsruher Zeitung
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